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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Eine neu entdeckte Gesundheitsgefährdung droht aus der Umwelt. Wie eine vom
Bundesrat eingesetzte Expertengruppe nach fünfjähriger Arbeit darlegte, herrschen in
rund 10'000 Häusern in der Schweiz – vor allem im Bündner Oberland, in den Bündner
Südtälern, in den Karstgebieten des westlichen Juras und in einigen Gemeinden des
Tessins – zu hohe Radonwerte, welche beim Zerfall von natürlichem Uran im Boden
entstehen. Diese Zerfallsprodukte führen zu einer Bestrahlung der Atmungsorgane und
damit zu einem erhöhten Krebsrisiko. In der Schweiz ist Radon für 40 Prozent der
mittleren Strahlenbelastung der Menschen verantwortlich. In den am stärksten
betroffenen Gebieten erreicht die Radongaskonzentration in einzelnen Häusern mit
über 1'000 Becquerel pro Kubikmeter ein Niveau, das als äusserst
gesundheitsgefährdend betrachtet werden muss. 1

BERICHT
DATUM: 11.04.1992
MARIANNE BENTELI

Medizinische Forschung

Wie bereits nach den Schlussabstimmungen in der Wintersession des Vorjahres
angekündigt, wurde Mitte Januar von zwei Seiten erfolgreich das Referendum gegen
das neue Stammzellenforschungsgesetz (StFG) ergriffen. Pro-Leben-Organisationen
vertraten die Auffassung, das Gesetz widerspreche fundamentalen ethischen Werten
und verletze die jedem Lebewesen in der Verfassung garantierten Grundrechte des
Lebensschutzes und der Menschenwürde. Gentechnik-kritische Kreise orteten
ebenfalls Widersprüche mit der Verfassung und anderen bereits bestehenden Gesetzen
und verlangten, sich auf alternative Methoden wie die Forschung an adulten
Stammzellen zu konzentrieren. Die Befürworter einer gesetzlichen Regelung machten in
der Abstimmungskampagne geltend, die Schweiz würde durch ein Verbot bei dieser
zukunftsträchtigen medizinischen Forschung international in Rückstand geraten. Es
gelte abzuwägen zwischen der Möglichkeit neuartiger Therapien, die Leiden mindern
könnten, und dem Schutz des Embryos. Die Forschung beschränke sich zudem auf die
bei einer assistierten Fortpflanzung als überzählig anfallenden Embryonen, die sowieso
keine Überlebenschance hätten. Ausser den Grünen, der EVP und der EDU
unterstützten alle Parteien das Gesetz. Dieses wurde in der Volksabstimmung vom 28.
November mit über 66% Ja deutlich angenommen.

Abstimmung vom 28. November 2004

Beteiligung: 37,0%
Ja: 1 156 706 (66,4%)
Nein: 585 530 (33,6%)

Parolen:
– Ja: CVP, FDP, SP (*3), SVP, LP, Lega; Economiesuisse, SAGV, SGV, SBV; SEK
– Nein: GP, EVP, EDU; SBK
– Stimmenthaltung: PdA, CSP; SGB, Travail suisse
* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen 

Die Vox-Analyse dieses Urnengangs zeigte, dass das Abstimmungsverhalten von der
Weltanschauung, insbesondere der Religiosität recht stark beeinflusst wurde, wobei die
Konfessionszugehörigkeit nur eine sekundäre Rolle spielte. Hingegen war kein Konflikt
zwischen Links und Rechts festzustellen. Am negativsten eingestellt waren CVP-nahe
Stimmende, am positivsten die Anhänger der FDP; die Sympathisanten von SP und SVP
verhielten sich sehr ähnlich und positionierten sich in der Mitte zwischen CVP und FDP.
Nicht von Bedeutung waren Geschlecht, Einkommen und Siedlungsform. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 28.11.2004
MARIANNE BENTELI
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Suchtmittel

Im Spätwinter des Vorjahres hatten die Stadtbehörden von Bern und Zürich die beiden
offenen Szenen Kocherpark und Platzspitz geschlossen in der Hoffnung, auswärtige
Drogenkonsumentinnen und -konsumenten in ihre Wohnsitzkantone zurückzudrängen
und so die offenen Szenen verkleinern zu können. Immer deutlicher zeigte sich aber,
dass dieser Versuch nicht gelungen war. In Bern konnte eine grössere Szenenbildung
verhindert werden, doch führte dies in erster Linie dazu, dass die Situation
unübersichtlicher wurde, die Polizei fast pausenlos im Einsatz stand und für die
Süchtigen der Beschaffungsstress zunahm. In Zürich verteilten sich die
Drogenkonsumenten vorerst auf die an den Platzspitz angrenzenden Quartiere, was zu
einer unerträglichen Belastung der dortigen Wohnbevölkerung führte. Schliesslich
bildete sich am stillgelegten Bahnhof Letten eine neue offene Szene. 3

KANTONALE POLITIK
DATUM: 24.03.1993
MARIANNE BENTELI

Nach einer ersten konsequenten «Ausdünnung» der offenen Drogenszene am Zürcher
Letten wurde das Areal Mitte Februar 1995 polizeilich geräumt. Die aufgegriffenen
Drogensüchtigen wurden an ihre Wohngemeinden oder -kantone überstellt. Anfänglich
dominierte der Eindruck, dass diese Auflösung besser koordiniert und deshalb
erfolgreicher sei als jene des Platzsspitzes 1993. Nach einigen Monaten zeigte sich
jedoch, dass wieder eine Verlagerung zu schwer kontrollierbaren «Kleinszenen» in den
angrenzenden Stadtkreisen erfolgt war.
Einzelne Kantone (insbesondere Genf) machten rechtsstaatliche Bedenken gegenüber
den polizeilich durchgeführten Rückschaffungen der auswärtigen Drogenkonsumenten
in ihre Wohngemeinden oder -kantone geltend, worauf dem freiwilligen und zivilen
Charakter der Rückführungen mehr Rechnung getragen wurde. Geschlossen wurden
Ende Januar 1995 auch die offenen Szenen in Solothurn und Olten. 4

KANTONALE POLITIK
DATUM: 16.02.1995
MARIANNE BENTELI

Die SVP der Stadt Zürich brachte mit ihrem Argument, wonach die kontrollierte
Drogenabgabe zu teuer sei und ein falsches Signal an die Jugendlichen darstelle, ein
Referendum gegen die kontrollierte Drogenabgabe zustande. In Winterthur genügte
gar die Referendumsdrohung, um das Stadtparlament dazu zu bewegen, die
entsprechende Kreditvorlage freiwillig dem Volk zu unterbreiten. Mit dieser Haltung
stellte sich die Zürcher SVP nicht nur gegen alle anderen Parteien im Kanton (mit
Ausnahme von SD und FP), sondern sie grenzte sich auch deutlich gegenüber der
Mutterpartei ab, welche in ihrer Vernehmlassungsantwort zur Revision des
Betäubungsmittelgesetzes festhielt, dass sie sich zwar auch für eine Beendigung der
Heroinabgabeversuche einsetze, dass sie deren begrenzte Weiterführung bis 1998 aber
aus humanitären Gründen befürworte. In der recht gehässig geführten
Abstimmungskampagne engagierten sich auch die frühere Zürcher Sozialvorsteherin
Emilie Lieberherr sowie die gesamte Spitze der Stadtpolizei Zürich für die
Weiterführung der Heroinabgabe. Die breite Koalition der Befürworter schlug sich
anfangs Dezember in den Resultaten der beiden Abstimmungen nieder: in Winterthur
stimmten 59% der Stimmberechtigten, in Zürich gar 63% der Fortschreibung der
Betäubungsmittelabgabe zu. 5

KANTONALE POLITIK
DATUM: 02.12.1996
MARIANNE BENTELI

Das Referendum der EDU gegen den im Vorjahr gefällten „Heroinbeschluss“ des
Parlaments (befristeter dringlicher Bundesbeschluss zur Verabreichung von Heroin an
Schwerstsüchtige bis zum Vorliegen des revidierten Betäubungsmittelgesetzes) kam mit
55 440 gültigen Unterschriften zustande. 6

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.02.1999
MARIANNE BENTELI

Die Abstimmungskampagne verlief sehr ruhig, was auch damit zu tun hatte, dass dieses
Referendum im Schatten von brisanten Vorlagen stand, welche am 13. Juni ebenfalls zur
Abstimmung gelangten (Mutterschaftsversicherung, Revision und dringliche
Bundesbeschlüsse der Asylgesetzgebung, 1. Teil der IV-Revision mit der geplanten
Abschaffung der Viertelsrente). Zudem wurde allgemein angenommen, dass angesichts
der Geschlossenheit der drei grossen Bundesratsparteien CVP, FDP und SP die
Argumente jener Splittergruppe, welche das Referendum lanciert hatte (EDU) und jener
rechtsbürgerlicher Kreise, welche es unterstützten (SVP, LP, SD und FP) kaum Gehör
finden würden. Im Verlauf der Wochen warnten Beobachter aber zunehmend davor,
den Angriff der Rechtskonservativen zu unterschätzen; im Verborgenen seien hier die
gleichen Kräfte am Werk, die im März gewissermassen in letzter Minute die scheinbar
„sichere“ Totalrevision der Bundesverfassung (96.091) fast noch zu Fall gebracht

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 11.06.1999
MARIANNE BENTELI
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hätten. 7

Die Ergebnisse dieser Volksabstimmung lagen mit 54,4 Prozent Ja tatsächlich weit
unter jenen zur Volksinitiative „Jugend ohne Drogen“, welche ein analoges Ziel verfolgt
hatte und 1997 mit über 70% Nein-Stimmen an der Urne gescheitert war. Während
damals aber kein einziger Kanton das restriktive Volksbegehren angenommen hatte,
sprachen sich nun immerhin 10 Kantone gegen die Weiterführung der Heroinabgabe
aus. Der Bundesrat erklärte dies damit, dass es hier nicht um die 4-Säulen-Politik als
Ganzes gegangen sei, sondern um einen Teilaspekt – und zwar um den umstrittensten
der gesamten Drogenpolitik. Die in der Drogenpolitik traditionell restriktive
Westschweiz wurde ihrem Ruf gerecht: mit Ausnahme von Genf stimmte sie
geschlossen gegen die Heroinabgabe. Am stärksten war der Widerstand im Wallis
(64,6% Nein), dahinter folgten Neuenburg (58%) und die Waadt (57,2%). In der
Deutschschweiz lagen die fünf Kantone mit Nein-Mehrheiten in der Inner- und
Ostschweiz (SZ, GL, AR, AI, TG), angeführt von Appenzell Innerrhoden mit 54,5% Nein.
An der Spitze der Befürworter lagen Basel-Stadt (69,2% Ja), Baselland (64,9%), Zug und
Zürich (62,7 resp. 62,5%) sowie Genf (58,9%). Basel, Zürich und Genf kennen die
Heroinabgabe aus eigener Erfahrung. Im Kanton Bern, wo in den Städten Bern und Thun
ebenfalls Heroinprogramme laufen, lag die Zustimmung mit 53,3% unter dem Schweizer
Durchschnitt. Als Erklärung für diesen Umstand wurde angeführt, dass der Kanton Bern
mehrheitlich ländlich sowie eigentliches Stammland der EDU ist und in weiten Teilen in
Hand der SVP liegt, die ebenfalls gegen die Heroinabgabe angetreten war; in den
städtischen Gebieten war die Annahme überdurchschnittlich.

Dringlicher Bundesbeschluss über die ärztliche Verschreibung von Heroin 
Abstimmung vom 13. Juni 1999

Beteiligung: 45,74%
Ja: 1'128'393 (54,4%)
Nein: 944'919 (45,6%)

Parolen:
– Ja: CVP (*1), FDP (*3), SP (*1), Grüne, EVP, (2*), LdU, PdA; SGB, CNG, Jugendverbände,
Städteverband.
– Nein: SVP (3*), LPS (*1), FP, EDU.
– Stimmfreigabe: SGV

* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen 8

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 13.06.1999
MARIANNE BENTELI

Die Vox-Analyse dieser Abstimmung bestätigte einen gewissen Antagonismus zwischen
der deutschen und der welschen Schweiz in Drogenfragen (59% Befürworter in der
Deutschschweiz gegen 51% in der Romandie). Die Schulbildung schien ebenfalls eine
nicht unbedeutende Rolle zu spielen, indem Hochschulabsolventen mit 73% Ja-
Stimmen überdeutlich zustimmten, während Personen mit reiner Volksschulausbildung
zu 61% ein Nein in die Urne legten. Im Gegensatz zu den beiden Initiativen 1997 und
1998 spielten Alter und Kirchenbindung keine Rolle. Abstimmungsentscheidend war
einmal mehr die politische Positionierung: die Anhänger und Anhängerinnen der Linken
(SP und Grüne) nahmen die Vorlage fast einstimmig an, während sich die
Sympathisanten und Sympathisantinnen der SVP nur zu 30% dafür aussprachen. 9

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 14.06.1999
MARIANNE BENTELI
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Sport

Mittels parlamentarischer Initiative forderte Silva Semadeni (sp, GR) die Ergänzung des
Artikels 17 des SpoFög durch das fakultative Referendum für die finanzielle
Unterstützung Olympischer Spiele durch den Bund. Damit griff sie die Debatte auf, die
sie zum Projekt Sion 2026 im Nationalrat lanciert hatte. Es solle eine klare Ausgangslage
für künftige Olympische Spiele geschaffen werden, so die Initiantin. Sie zweifle die
nationale Bedeutung Olympischer Spiele nicht an, trotzdem bedürfe es nicht nur der
Zustimmung der betroffenen Gemeinden und Kantone, sondern auch der
Unterstützung der ganzen Schweizer Bevölkerung. Durch das fakultative Referendum
gewännen zudem allfällige, in Zukunft stattfindende umstrittene Olympische Spiele in
der Schweiz an demokratischer Legitimation. 
Ende Juni 2019 befasste sich die WBK-NR mit der parlamentarischen Initiative.
Während die Mehrheit der Kommissionsmitglieder dem Geschäft mit der Begründung
zustimmte, solche kostspieligen Anlässe erforderten die Zustimmung der gesamten
Bevölkerung, unterstützte eine Minderheit den Vorstoss nicht, da die Schweiz durch
diese zusätzliche Hürde und ihre organisatorischen Folgen gegenüber konkurrierenden
Ländern benachteiligt würde. Mit 15 zu 7 Stimmen sprach sich die Kommission für die
parlamentarische Initiative aus. 10

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 28.06.2019
JOËLLE SCHNEUWLY
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